
25. Bleioxid in Strukturelementen von Plasmadisplays (PDP) und SED-Displays (Anzeigen mit Elektronenaussen-
der und leitender Oberfläche) wie der dielektrischen Schicht von Vorder- und Rückglas, der Bus-Elektrode, dem Black
Stripe, der Adresselektrode, der Trenn-Barriere, der Glasfritte für die Befestigung und dem Glasfrittering sowie in
Druckpasten.

26. Bleioxid im Glasmantel von Schwarzlichtlampen (BLB-Lampen).
27. Bleilegierungen als Lötmittel für Wandler in leistungsstarken Lautsprechern (für mehrstündigen Betrieb bei

einem Schalldruck von 125 dB/SPL und darüber).
28. Sechswertiges Chrom in Korrosionsschutzschichten von unlackierten Blechverkleidungen und metallischen

Befestigungsteilen zur Verhinderung von Korrosion und zur Abschirmung gegen elektromagnetische Störfelder in
Geräten der Kategorie 3 der Anlage II (IT- und Telekommunikationsgeräte).

Ausnahmeregelung gilt bis zum 1. Juli 2007.
29. Gebundenes Blei in Kristallglas gemäß Anlage I zum Königlichen Erlass vom 5. August 1970 zur Regelung der

Bezeichnung ″Kristall″.
Ein Konzentrationshöchstwert von jeweils 0,1 Gewichtsprozent Blei, Quecksilber, sechswertigem Chrom,

polybromierten Biphenylen (PBB) oder polybromierten Diphenylethern (PBDE) wird je homogenem Werkstoff und von
0,01 Gewichtsprozent Cadmium je homogenem Werkstoff toleriert″.

Gesehen, um Unserem Königlichen Erlass vom 10. Dezember 2007 zur Abänderung der Anlage III zum
Königlichen Erlass vom 12. Oktober 2004 zur Vermeidung von gefährlichen Stoffen in Elektro- und Elektronikgeräten
beigefügt zu werden

ALBERT

Von Königs wegen:

Der Minister der Wirtschaft
M. VERWILGHEN

Der Minister der Umwelt
B. TOBBACK

*

FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2008/00677]N. 2008 — 2750
9 MEI 2008. — Koninklijk besluit tot wijziging van het koninklijk

besluit van 8 januari 2006 tot bepaling van de informatietypes,
verbonden met de informatiegegevens bedoeld in artikel 3, eerste
lid, van de wet van 8 augustus 1983 tot regeling van een
Rijksregister van de natuurlijke personen. — Duitse vertaling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van het koninklijk
besluit van 9 mei 2008 tot wijziging van het koninklijk besluit van
8 januari 2006 tot bepaling van de informatietypes, verbonden met de
informatiegegevens bedoeld in artikel 3, eerste lid, van de wet van
8 augustus 1983 tot regeling van een Rijksregister van de natuurlijke
personen (Belgisch Staatsblad van 28 mei 2008).

Deze vertaling is opgemaakt door de Centrale Dienst voor Duitse
vertaling in Malmedy.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2008/00677]D. 2008 — 2750
9. MAI 2008 — Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der

Informationstypen, die mit den in Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnten Informationen verbunden sind — Deutsche Überset-
zung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Königlichen Erlasses vom 9. Mai 2008 zur Abänderung des
Königlichen Erlasses vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der Informationstypen, die mit den in Artikel 3 Absatz 1 des
Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnten
Informationen verbunden sind.

Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

9. MAI 2008 — Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der
Informationstypen, die mit den in Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnten Informationen verbunden sind

BERICHT AN DEN KÖNIG

Sire,

der Entwurf eines Königlichen Erlasses, den ich die Ehre habe, Eurer Majestät zur Unterschrift vorzulegen, dient
der Abänderung des Königlichen Erlasses vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der Informationstypen, die mit den in
Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen
erwähnten Informationen verbunden sind.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2008/00677]F. 2008 — 2750
9 MAI 2008. — Arrêté royal modifiant l’arrêté royal du 8 janvier 2006

déterminant les types d’information associés aux informations
visées à l’article 3, alinéa 1er, de la loi du 8 août 1983 organisant un
Registre national des personnes physiques. — Traduction alle-
mande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de
l’arrêté royal du 9 mai 2008 modifiant l’arrêté royal du 8 janvier 2006
déterminant les types d’information associés aux informations visées à
l’article 3, alinéa 1er, de la loi du 8 août 1983 organisant un Registre
national des personnes physiques (Moniteur belge du 28 mai 2008).

Cette traduction a été établie par le Service central de traduction
allemande à Malmedy.
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Eine erste Abänderung betrifft die gesetzliche Information über die Staatsangehörigkeit. Tatsächlich wurde durch
das Gesetz vom 27. Dezember 2006 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (I), veröffentlicht im Belgisches
Staatsblatt vom 28. Dezember 2006 (deutsche Übersetzung Belgisches Staatsblatt vom 1. Juni 2007), das Gesetzbuch über
die belgische Staatsangehörigkeit abgeändert.

Eine der am Gesetzbuch über die belgische Staatsangehörigkeit angebrachten Abänderungen dient dazu, den
freiwilligen Erwerb der doppelten Staatsangehörigkeit zu gestatten.

Bisher wurde in Artikel 22 des Gesetzbuches über die belgische Staatsangehörigkeit bestimmt, dass Personen, die
nach Erreichen des Alters von achtzehn Jahren freiwillig eine ausländische Staatsangehörigkeit erwerben, die belgische
Staatsangehörigkeit verlieren.

Gleichermaßen verloren Kinder unter achtzehn Jahren die belgische Staatsangehörigkeit ab dem Zeitpunkt, zu
dem beide Elternteile oder, wenn die elterliche Gewalt von einem einzigen Eltern- oder Adoptivelternteil ausgeübt
wurde, der betreffende Eltern- oder Adoptivelternteil eine ausländische Staatsangehörigkeit erwarb.

Infolge der Abänderung des Gesetzbuches über die belgische Staatsangehörigkeit durch oben erwähntes Gesetz
vom 27. Dezember 2006 ist künftig das Prinzip des freiwilligen Erwerbs einer ausländischen Staatsangehörigkeit
(Prinzip der doppelten Staatsangehörigkeit) möglich.

Die effektive Anwendung dieser Abänderung obliegt jedoch dem König; durch den Königlichen Erlass vom
25. April 2007 zur Festlegung des Datums des Inkrafttretens des Artikels 386 Nr. 1 und 2 des Gesetzes vom
27. Dezember 2006 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (I) (Belgisches Staatsblatt vom 10. Mai 2007) wird das
Prinzip der doppelten Staatsangehörigkeit anwendbar gemacht. Diese Anwendung bezieht sich jedoch nur auf
belgische Staatsangehörige, die freiwillig die Staatsangehörigkeit eines Staates erwerben, der nicht Vertragsstaat des
Übereinkommens des Europarates vom 6. Mai 1963 über die Verringerung der Mehrstaatigkeit und über die
Wehrpflicht von Mehrstaatern, des so genannten Straßburger Übereinkommens, ist.

Zur Erinnerung: Belgien ist zurzeit immer noch an das Übereinkommen des Europarates vom 6. Mai 1963
gebunden, in dem das Prinzip des Verbots der Mehrstaatigkeit vorgesehen ist.

In Anwendung des vorerwähnten Königlichen Erlasses vom 25. April 2007 führt der Erwerb einer ausländischen
Staatsangehörigkeit eines Landes, das nicht Vertragsland des Übereinkommens des Europarates vom 6. Mai 1963 ist,
nicht mehr zum Verlust der belgischen Staatsangehörigkeit.

In diesem Zusammenhang muss darauf hingewiesen werden, dass Belgien in einer am 27. April 2007 beim
Europarat eingereichten Erklärung Kapitel I «Verringerung von Fällen der Mehrstaatigkeit» des vorerwähnten
Übereinkommens des Europarates vom 6. Mai 1963 aufgekündigt hat und dass diese Teilaufkündigung in Bezug auf
Belgien wirksam geworden ist mit 28. April 2008.

Ein Königlicher Erlass zur Festlegung des Datums des Inkrafttretens des Artikels 386 Nr. 1 und 2 des Gesetzes vom
27. Dezember 2006 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (I) in Bezug auf Vertragsstaaten des Übereinkommens
des Europarates vom 6. Mai 1963 muss jedoch noch verabschiedet werden.

Vorliegender Entwurf eines Königlichen Erlasses dient der Registrierung von Fällen der Mehrstaatigkeit im
Nationalregister der natürlichen Personen durch die Schaffung eines neuen Informationstyps, der mit der in Artikel 3
Absatz 1 Nr. 4 des vorerwähnten Gesetzes vom 8. August 1983 erwähnten Information über die Staatsangehörigkeit
verbunden ist.

Dieser neue Informationstyp, IT 032 «Mehrstaatigkeit» genannt, wird die Registrierung neuer Staatsangehörig-
keiten ermöglichen, die von Personen nach Erreichen des Alters von achtzehn Jahren freiwillig erworben werden.

Die zweite durch vorliegenden Entwurf eines Königlichen Erlasses angebrachte Abänderung betrifft Informati-
onstypen, die mit der in Artikel 3 Absatz 1 Nr. 6 des vorerwähnten Gesetzes vom 8. August 1983 erwähnten
gesetzlichen Information über Sterbeort und -datum verbunden sind.

Diese Abänderung folgt der Abänderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation des Nationalregisters
durch das Gesetz vom 9. Mai 2007 zur Abänderung verschiedener Bestimmungen in Bezug auf die Verschollenheit und
die gerichtliche Todeserklärung (Belgisches Staatsblatt vom 21. Juni 2007).

Tatsächlich wird in Artikel 52 des vorerwähnten Gesetzes vom 9. Mai 2007 die gesetzliche Information über
Sterbeort und -datum im Falle einer Verschollenheitserklärung durch den Vermerk des Datums der Übertragung der
Entscheidung zur Erklärung der Verschollenheit ergänzt.

Zurzeit sieht der Königliche Erlass vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der Informationstypen, die mit den in
Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen
erwähnten Informationen verbunden sind, neben dem Informationstyp IT 150 Sterbeort und -datum einen anderen
Informationstyp vor: IT 151 gerichtliche Todeserklärungen und administrative Erklärungen über die Todesvermutung
wie bestimmt im Gesetz vom 20. August 1948 über Todeserklärungen und Erklärungen über die Todesvermutung und
die Übertragung und die administrative Berichtigung bestimmter Sterbeurkunden.

Allerdings wurden das vorerwähnte Gesetz vom 20. August 1948 und das Gesetz vom 28. Juli 1921 über die
Gültigkeitserklärung der Personenstandsurkunden, die Berichtigung der während des Krieges ausgefertigten
Sterbeurkunden und die gerichtliche Todeserklärung durch das Gesetz vom 9. Mai 2007 zur Abänderung verschiedener
Bestimmungen in Bezug auf die Verschollenheit und die gerichtliche Todeserklärung aufgehoben.

Deshalb soll angesichts dieser gesetzgebenden Abänderungen der heutige IT 151 durch den neuen Informations-
typ «IT 151 - Entscheidung zur Erklärung der Verschollenheit» ersetzt werden.

Was den neuen Informationstyp IT 151 betrifft, so dient dieser der Registrierung:

— der Entscheidung des Gerichts Erster Instanz über die Feststellung der Verschollenheitsvermutung (Artikel 112
des Zivilgesetzbuches),
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— der Entscheidung des Friedensrichters zur Bestellung eines gerichtlichen Verwalters im Falle einer
Verschollenheitsvermutung, die vom Gericht Erster Instanz festgestellt wird (Artikel 113 des Zivilgesetzbuches),

— des Datums der Übertragung der Entscheidung zur Erklärung der Verschollenheit,
— des eventuellen Urteils zur Berichtigung der Personenstandsurkunde.
Die rechtskräftige Entscheidung zur Erklärung der Verschollenheit gilt als Personenstandsurkunde. Letztere muss

jedoch möglicherweise berichtigt werden, insbesondere wenn die für verschollen erklärte Person nachweislich noch
lebt oder wenn diese Person wieder erscheint.

Im Übrigen werden durch das Gesetz vom 9. Mai 2007 hinsichtlich des IT 150 ebenfalls die Artikel 126 und
folgende des Zivilgesetzbuches in Bezug auf die gerichtliche Todeserklärung abgeändert.

Demzufolge wird der Informationstyp IT 150 Sterbeort und -datum gegebenenfalls durch das Datum der
Übertragung der Entscheidung zur Todeserklärung ergänzt.

Wenn die für tot erklärte Person nachweislich noch lebt oder wenn diese Person wieder erscheint, wird nach dem
Beispiel der Entscheidung zur Erklärung der Verschollenheit die Entscheidung zur Berichtigung der Personenstands-
urkunde ebenfalls im IT 150 registriert.

Infolge der Bemerkung des Staatsrates wird jedoch der Vermerk der gerichtlichen Todeserklärung und der
administrativen Erklärung über die Todesvermutung wie bestimmt im vorerwähnten Gesetz vom 20. August 1948
beibehalten: Tatsächlich müssen die in Anwendung dieses Gesetzes im Nationalregister registrierten Informationen
aufbewahrt werden.

Der Ausschuss für den Schutz des Privatlebens hat am 7. November 2007 seine Stellungnahme abgegeben. In
vorliegendem Entwurf eines Erlasses wurde den Bemerkungen dieses Ausschusses Rechnung getragen.

Der Staatsrat hat am 10. März 2008 sein Gutachten abgegeben. Den Bemerkungen dieses Hohen Kollegiums wurde
Rechnung getragen.

Ich habe die Ehre,

Sire,
der ehrerbietige und getreue Diener

Eurer Majestät
zu sein.

Der Minister des Innern
P. DEWAEL

9. MAI 2008 — Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der
Informationstypen, die mit den in Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnten Informationen verbunden sind

ALBERT II., König der Belgier,
Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!

Aufgrund des Artikels 108 der Verfassung;

Aufgrund des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen,
insbesondere des Artikels 3 Absatz 1 Nr. 4 und 6;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der Informationstypen, die mit den in
Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen
erwähnten Informationen verbunden sind, abgeändert durch die Königlichen Erlasse vom 22. Januar 2007 und
27. Januar 2008;

In der Erwägung, dass das Gesetz vom 8. Dezember 1992 über den Schutz des Privatlebens hinsichtlich der
Verarbeitung personenbezogener Daten anwendbar ist;

Aufgrund der Stellungnahme Nr. 31/2007 des Ausschusses für den Schutz des Privatlebens vom 7. Novem-
ber 2007;

Aufgrund des Gutachtens Nr. 44.109/2 des Staatsrates vom 10. März 2008, abgegeben in Anwendung von
Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 1 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

Auf Vorschlag Unseres Ministers des Innern

Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:

Artikel 1 - Artikel 1 des Königlichen Erlasses vom 8. Januar 2006 zur Festlegung der Informationstypen, die mit
den in Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen
Personen erwähnten Informationen verbunden sind, abgeändert durch die Königlichen Erlasse vom 22. Januar 2007
und 27. Januar 2008, wird wie folgt abgeändert:

1. Nr. 4 wird wie folgt ergänzt:

«— Mehrstaatigkeit,».

2. Nr. 6 wird wie folgt ersetzt:

«— Sterbeort und -datum, Datum der Übertragung der Entscheidung zur Todeserklärung, Datum der eventuellen
Entscheidung zur Berichtigung der Personenstandsurkunde,
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— Entscheidung des Gerichts Erster Instanz über die Feststellung der Verschollenheitsvermutung, Entscheidung
des Friedensrichters zur Bestellung eines gerichtlichen Verwalters im Falle einer Verschollenheitsvermutung, die vom
Gericht Erster Instanz festgestellt wird, Datum der Übertragung der Entscheidung zur Erklärung der Verschollenheit,
Datum der eventuellen Entscheidung zur Berichtigung der Personenstandsurkunde,

— Information über Sterbeort und -datum, die in dem in Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Januar 1990 über die
Errichtung und Organisation einer Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit erwähnten Register registriert ist,

— gerichtliche Todeserklärung und administrative Erklärung über die Todesvermutung wie bestimmt im Gesetz
vom 20. August 1948 über Todeserklärungen und Erklärungen über die Todesvermutung und die Übertragung und die
administrative Berichtigung bestimmter Sterbeurkunden.»

Art. 2 - Unser Minister des Innern ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.

Gegeben zu Florenz, den 9. Mai 2008

ALBERT

Von Königs wegen:

Der Minister des Innern
P. DEWAEL

*

FEDERALE OVERHEIDSDIENST WERKGELEGENHEID,
ARBEID EN SOCIAAL OVERLEG

[C − 2008/12963]N. 2008 — 2751

15 JULI 2008. — Koninklijk besluit tot wijziging van het koninklijk
besluit van 11 juli 1975 tot oprichting en tot vaststelling van de
benaming en van de bevoegdheid van paritaire subcomités voor
het huiden- en lederbedrijf en vervangingsproducten en tot
vaststelling van het aantal leden ervan (1)

ALBERT II, Koning der Belgen,
Aan allen die nu zijn en hierna wezen zullen, Onze Groet.

Gelet op de wet van 5 december 1968 betreffende de collectieve
arbeidsovereenkomsten en de paritaire comités, inzonderheid op
artikel 37;

Gelet op het koninklijk besluit van 11 juli 1975 tot oprichting en tot
vaststelling van de benaming en van de bevoegdheid van paritaire
subcomités voor het huiden- en lederbedrijf en vervangingsproducten
en tot vaststelling van het aantal leden ervan, gewijzigd bij de
koninklijke besluiten van 28 november 1979, 4 mei 1983, 4 mei 1992,
17 mei 2002 en 15 juli 2004;

Gelet op het advies van 2 juli 2007 van het Paritair Comité voor het
huiden- en lederbedrijf en vervangingsproducten;

Gelet op het advies 44.292/1 van de Raad van State, gegeven op
8 april 2008, met toepassing van artikel 84, § 1, eerste lid, 1°, van de
gecoördineerde wetten op de Raad van State;

Op de voordracht van de Minister van Werk,

Hebben Wij besloten en besluiten Wij :

Artikel 1. - In artikel 1 van het koninklijk besluit van 11 juli 1975 tot
oprichting en tot vaststelling van de benaming en van de bevoegdheid
van paritaire subcomités voor het huiden- en lederbedrijf en vervan-
gingsproducten en tot vaststelling van het aantal leden ervan, gewij-
zigd bij de koninklijke besluiten van 4 mei 1992 en 17 mei 2002, worden
de volgende wijzigingen aangebracht :

1° het bepaalde in 1, b), wordt aangevuld als volgt :

« Het paritair subcomité is niet bevoegd voor de ondernemingen
gelijkgesteld met ondernemingen die voor rekening van derden
uitsluitend logistieke activiteiten uitoefenen zoals bepaald in het
bevoegdheidsgebied van het Paritair Comité voor het vervoer en de
logistiek behalve als deze activiteiten een onlosmakelijk onderdeel
vormen van een handelsactiviteit. »;

2° het bepaalde in 1, c), wordt aangevuld als volgt :

« Het paritair subcomité is niet bevoegd voor de ondernemingen
gelijkgesteld met ondernemingen die voor rekening van derden
uitsluitend logistieke activiteiten uitoefenen zoals bepaald in het
bevoegdheidsgebied van het Paritair Comité voor het vervoer en de
logistiek behalve als deze activiteiten een onlosmakelijk onderdeel
vormen van een handelsactiviteit; »;

SERVICE PUBLIC FEDERAL EMPLOI,
TRAVAIL ET CONCERTATION SOCIALE

[C − 2008/12963]F. 2008 — 2751

15 JUILLET 2008. — Arrêté royal modifiant l’arrêté royal du
11 juillet 1975 instituant des sous-commissions paritaires pour
l’industrie des cuirs et peaux et des produits de remplacement,
fixant leur dénomination et leur compétence et en fixant leur
nombre de membres (1)

ALBERT II, Roi des Belges,
A tous, présents et à venir, Salut.

Vu la loi du 5 décembre 1968 sur les conventions collectives de travail
et les commissions paritaires, notamment l’article 37;

Vu l’arrêté royal du 11 juillet 1975 instituant des sous-commissions
paritaires pour l’industrie des cuirs et peaux et des produits de
remplacement, fixant leur dénomination et leur compétence et en fixant
leur nombre de membres, modifié par les arrêtés royaux des 28 novem-
bre 1979, 4 mai 1983, 4 mai 1992, 17 mai 2002 et 15 juillet 2004;

Vu l’avis du 2 juillet 2007 de la Commission paritaire de l’industrie
des cuirs et peaux et des produits de remplacement;

Vu l’avis 44.292/1 du Conseil d’Etat, donné le 8 avril 2008, en
application de l’article 84, § 1er, alinéa 1er, 1°, des lois coordonnées sur
le Conseil d’Etat;

Sur la proposition de la Ministre de l’Emploi,

Nous avons arrêté et arrêtons :

Article 1er. A l’article 1er de l’arrêté royal du 11 juillet 1975 instituant
des sous-commissions paritaires pour l’industrie des cuirs et peaux et
des produits de remplacement, fixant leur dénomination et leur
compétence et en fixant leur nombre de membres, modifié par les
arrêtés royaux des 4 mai 1992 et 17 mai 2002, sont apportés les
modifications suivantes :

1° le point 1, b), est complété comme suit :

« La sous-commission paritaire n’est pas compétente pour les
entreprises assimilées aux entreprises qui exercent pour le compte de
tiers exclusivement des activités logistiques, tel que défini dans le
champ de compétence de la Commission paritaire du transport et de la
logistique, sauf si ces activités constituent un élément indissociable
d’une activité de commerce. »;

2° le point 1, c), est complété comme suit :

« La sous-commission paritaire n’est pas compétente pour les
entreprises assimilées aux entreprises qui exercent pour le compte de
tiers exclusivement des activités logistiques, tel que défini dans le
champ de compétence de la Commission paritaire du transport et de la
logistique, sauf si ces activités constituent un élément indissociable
d’une activité de commerce. »;
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